
Die Toten an den Außengrenzen der Festung Europa sind keine tragischen Unfälle,
sondern menschengemachte Katastrophen, wie auch die scheidende Innen- und künftige
EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström unlängst feststellen musste: „Heute ist es
praktisch unmöglich, auf legale und sichere Weise nach Europa zu kommen.“ Wer also
das Massensterben vor den Toren Europas beenden möchte, darf vor grundlegenden Ver-
änderungen nicht zurückschrecken. Vor allem vier Dinge scheinen unabdingbar: 

u Entkriminalisierung der Fluchtwege: Wer das Massensterben auf dem Meer beenden
möchte, muss die Fluchtwege öffnen, also sicherstellen, dass Flüchtlinge ganz normal
die ständig über das Mittelmeer pendelnden Passagierfähren benutzen können. Denn
nur wer keine andere Möglichkeit hat, steigt in die überladenen Boote der viel
gescholtenen Schleuser. Gleiches gilt für die Wüste: Auch diese wäre sicher passierbar,
wenn die Flüchtlinge nicht ständig gezwungen wären, wegen der im Auftrag der EU er-
richteten Kontrollposten gefährliche Umwege zu nehmen – so wie Ende Oktober 2013,
als 92 Menschen aus dem Niger auf grausame Weise in der Sahara verdurstet sind,
darunter 52 Kinder. Zur Entkriminalisierung gehört zudem, dass Fischer_innen und
Seeleute nicht bestraft werden, wenn sie Bootsflüchtlinge aufnehmen und in den nächst-
gelegenen Hafen bringen, wie es das von der EU seit Jahren systematisch ausgehöhlte
Seerecht eigentlich vorschreibt. 

u  Dublin II bzw. III abschaffen: Die 2003 verabschiedete Dublin II-Verordnung
besagt, dass Flüchtlinge in dem EU-Land ihr Asylverfahren 

durchlaufen müssen,
das sie als erstes betreten haben. Da viele über den

Land- oder Seeweg kommen (weil sie weder Pass noch Visa besitzen), sind das häufig
Länder in Süd- oder Osteuropa. Einziger Haken: Dort landen Flüchtlinge auf der Straße
oder im Gefängnis, Jobs sind wegen der Krise kaum noch verfügbar. Weitergewanderte
Flüchtlinge werdeb in Deutschland schon seit längerem nicht mehr nach Griechenland
zurückgeschoben, aber auch Rückschiebungen nach Italien oder Ungarn werden von
Verwaltungsgerichten zunehmend untersagt. Kurzum: Anstatt Flüchtlinge rechtlich an
die südlichen Länder zu ketten, sollten sie dorthin gehen können, wo sie Aussicht auf
ein menschenwürdiges Leben und faire Asylverfahren haben, dafür müssten ggf. Kosten
innerhalb der einzelnen EU-Länder umverteilt werden. 

u Entrechtung in Europa stoppen: Die systematische Entrechtung und Diskriminierung
von Flüchtlingen muss umfassend und sofort beendet werden, beispielhaft erwähnt
seien für Deutschland Lagerunterbringung, Residenzpflicht und Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsverbote. Denn derartige Regelungen verstoßen nicht nur gegen den universell
gültigen Gleichheitsgrundsatz und somit die Menschenwürde, sie machen die Betroffenen
auch physisch und psychisch krank. 

u Falsche Unterscheidung zwischen politisch Verfolgten und Armutsmigran_innen auf-
heben: Die Leute kommen aus unterschiedlichsten Gründen nach Europa, insbesondere
weil ihre Existenzgrundlagen zerstört werden, ob durch Landraub, Krieg oder neoliberale
Privatisierungs- und Freihandelspolitik. All dies ist Ergebnis politisch-ökonomischer
Entscheidungen, etwa im Rahmen der „Economic Partnership Agreements“ (EPA) zwischen
Europa und Afrika. Um so heuchlerischer ist es, wenn europäische Politiker_innen immer
wieder von der Notwendigkeit sprechen, „Fluchtursachen“ bekämpfen zu wollen.
Erforderlich ist vielmehr, neokoloniale Dominanz- und Ausbeutungsverhältnisse offensiv
in Frage zu stellen – auch mit Blick auf korrupte, machtversessene und undemokratische
Regierungseliten in den Herkunftsländern von Flüchtlingen und Migrant_innen. 

Ein Jahr ist es her, seit die Särge von
Lampedusa quer durch Europa einen längst
überfälligen Schrei des Entsetzens ausgelöst
haben – auch in Bremen, wo am 12. Oktober
2013 zahlreiche Menschen auf dem Marktplatz
zu einer Kundgebung in Gedenken an die
über 600 Toten der beiden Flüchtlingstra-
gödien vor der italienischen Mittelmeerinsel
Lampedusa zusammengekommen waren. Um
so unbegreiflicher, ja menschenverachtender
ist es, dass sich die Situation in den letzten
12 Monaten erneut massiv zugespitzt hat: 

Über 3.000 Menschen sind seit Jahresbeginn
im Mittelmeer gestorben, so die Internationale
Organisation für Migration (IOM). Mehr
Flüchtlinge und Migrant_innen als jemals zu-
vor – die meisten von ihnen aus Ländern
wie Syrien, Irak, Eritrea oder Somalia. Und
es wären noch tausende Tote mehr gewesen,
hätte sich die italienische Regierung ange-
sichts der europaweiten Proteste nicht ge-
zwungen gesehen, als Konsequenz aus Lam-
pedusa die Marineoperation „Mare Nostrum“
(„Unser Meer”) ins Leben zu rufen. Denn in-
dem Schiffe und Flugzeuge bis in die Nähe
der lybischen Küste gezielt nach Flüchtlings-
booten suchten, konnten seit November 2013
über 100.000 Menschen aus Seenot gerettet
werden. Ebenfalls so viele wie noch nie seit

Einführung der allgemeinen Visa-
pflicht im Jahr 1993. Die tatsächliche Be-
deutung dieser (nur widerwillig zustande
gekommenen) Rettungsmission ist kaum zu
überschätzen, dennoch hat die italienische
Regierung in Abstimmung mit der EU be-
schlossen, Mare Nostrum in den nächsten
Monaten auslaufen zu lassen. Als Nachfolger
soll „Triton“ kommen – eine Maßnahme der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex.
Und das, obwohl Triton in erster Linie die
Grenzkontrollen verschärfen, nicht aber Mare
Nostrum ersetzen soll, wie Frontex-Chef Gil
Arias unmissverständlich betont hat: „Wir
sind keine Agentur, die sich mit der Lebens-
rettung auf hoher See befasst“ – ein Umstand,
der auch darin zum Ausdruck kommt, dass
für Triton nur noch 36 Millionen Euro pro
Jahr zur Verfügung stehen, anstatt 100 Mil-
lionen Euro wie für Mare Nostrum. 

Besonders empörend ist, dass europäische
Politiker_innen unmittelbar nach den beiden
Katastrophen von Lampedusa völlig andere
Maßnahmen in Aussicht gestellt hatten. Bei-
spielsweise der damalige EU-Komissions-
präsident José Manuel Barroso: „Die EU kann
nicht akzeptieren, dass Tausende Menschen
an ihren Grenzen sterben.“ Oder der deutsche
Bundespräsident Joachim Gauck: „Wegzu-
schauen und sie hinein segeln zu lassen in
einen vorhersehbaren Tod, das missachtet
unsere europäischen Werte.“  Dass aus 

solchen Vorsätzen keine EU-weiten
Taten gefolgt sind, hat vor allem mit Deutsch-
land zu tun. Denn obwohl das größte Land
der EU bei der Aufnahme von Flüchtlingen
gerade mal an achter Stelle rangiert (weit
abgeschlagen hinter Schweden, wo im Pro-
Kopf-Vergleich dreieinhalb mal so viele Flücht-
linge aufgenommen werden), sind es insbe-
sondere hiesige Innenpolitiker_innen, die
auf eine möglichst lückenlose Kontrolle der
EU-Außengrenzen drängen. So sprach In-
nenminister Thomas de Maizière Anfang Sep-
tember in einem dreiseitigen Brief an die
bislang für Flüchtlingspolitik zuständige EU-
Kommissarin Cecilia Malmström zwar von
einer „Zuspitzung des Migrationsproblems
im Mittelmeer“, erwähnte aber mit keiner
Silbe die ums Leben Gekommenen oder gar
die Notwendigkeit zur Seenotrettung. 

Gerade deshalb ist es erforderlich, offen-
siver denn je auf die Straße zu gehen. Denn
das Recht auf Schutz vor Krieg, Diktatur oder
Hunger darf nicht dadurch ausgehebelt wer-
den, dass Flüchtlinge und Migrant_innen nur
unter Lebensgefahr Europa erreichen können.
Vielmehr gilt es, die Fluchtwege nach Europa
zu öffnen – genauso wie die Rechte von
Flüchtlingen und Migrant_innen umfassend
zu verteidigen. In diesem Sinne unterstützt
Afrique-Europe-Interact auch die Initiative
eines alternativen Alarm Phone, mit dessen
Hilfe Flüchtlinge in Seenot ab sofort zusätz-
liche Unterstützung anfordern können. u 
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AFRIQUE-EUROPE-INTERACT
Afrique-Europe-Interact ist ein transnatio-

nales, Ende 2009 entstandenes Netzwerk,

an dem Basisaktivist_innen aus beiden Kon-

tinenten beteiligt sind, insbesondere in

Mali, Togo, Burkina Faso, Deutschland,

Österreich und den Niederlanden. Neben

Flucht und Migration spielen Landraub und

innerstädtische Vertreibungen in unserer

alltäglichen Arbeit eine zentrale Rolle. Zu

letzterem gehört auch die Kooperation mit

Kleinbauern und -bäuer_innen aus verschie-

denen Dörfern in der Region „Office du

Niger“ in Mali. Aktuell unterstützen wir den

Kampf der Dörfer Sanamadougou und

Sahou, die in den letzten 4 Jahren nahezu

sämtlicher ihrer Flächen beraubt wurden

und daher aktut von Hunger betroffen sind. 

SOLIDARITÄT
Transnationale Organisierung zwischen

Afrika und Europa ist vergleichsweise teuer.

Denn nicht nur politische Intervention geht

mit Ausgaben einher. Auch praktische Soli-

darität ist gefragt, einfach weil viele Basis-

aktivist_innen in (West-)Afrika ökonomisch

mit dem Rücken zur Wand stehen. Zur Absi-

cherung unserer transnationalen Zusam-

menarbeit sind wir daher auf regelmäßige,

steuerlich absetzbare Spenden angewiesen!

Als Dankeschön erhalten Spender_innen auf

Wunsch das im Mai 2014 erschienene Buch

des an Afrique-Europe-Interact beteiligten

Flüchtlingsaktivisten Emmanuel Mbolela:

Mein Weg vom Kongo nach Europa. Zwi-

schen Widerstand, Flucht und Exil. Mandel-

baum Verlag 2014, 196 Seiten (mit einem

Vorwort von Jean Ziegler).

‚www.afrique-europe-interact.net

interacta�ique-europe

ÜBER 3.000 TOTE SEIT JANUAR 2014

FLUCHTWEGE 
ÖFFNEN, MEN

SCHENRECHTE
 VERTEIDIGEN

!

STOPPT DAS MASSENSTERBEN AUF DEM MEER!

MENSCHENRECHTE 

STATT ABSCHOTTUNG
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11. Oktober 2013: Mehrfach rufen Flüchtlinge
auf einem sinkenden Boot per Satellitentele-
fon die italienische Küstenwache an und bit-
ten um dringende Hilfe. Doch ihr SOS wird
nicht ernst genommen. Über 400 Menschen
befinden sich auf dem Boot, das in der Nacht
zuvor von einem libyschen Schiff beschossen
wurde. Obwohl zunächst die italienischen und
später auch die maltesischen Behörden von
der unmittelbaren Gefährdung der Passagiere
informiert sind, verzögern sich die Rettungs-
maßnahmen um mehrere Stunden. Patrouil-
lenschiffe erreichen die Unglücksstelle, nach-
dem das Boot bereits eine Stunde gesunken
war. Mehr als 200 Menschen sterben, nur 212
werden gerettet.

Was wäre passiert, wenn die Boatpeople ei-
nen zweiten Notruf an eine unabhängige Hot-
line hätten richten können? Wenn ein Team
von zivilgesellschaftlichen Akteuren sofort
Alarm geschlagen und Druck zur Rettung auf
die Behörden ausgeübt hätte?

Ein Jahr nach der Tragödie von Lampedusa
am 3. Oktober sowie dem oben beschriebenen
Fall des “Left-to-die” stellt sich die Situation
nicht weniger dramatisch dar. Zwar sind im
Rahmen des italienischen Militäreinsatzes
"Mare Nostrum" in den letzten 11 Monaten
über 100.000 Flüchtlinge und Migrant_innen
gerettet worden, doch allein im zentralen Mit-
telmeer sind erneut mehr als 1.300 Menschen
zu Opfern des Grenzregime geworden. Anfang
2014 wurden wir Zeugen weiterer Todesfälle
an den Außengrenzen der EU: am 20. Januar
starben 12 Flüchtlinge, während ihr Boot in
hoher Geschwindigkeit von der griechischen
Küstenwache in Richtung türkischer Küste zu-
rückgezogen wurde. Und am 6. Februar schos-
sen spanische Grenzpolizisten mit Gummige-
schossen auf schwimmende Migranten, als
diese versuchten, die spanische Enklave
Ceuta zu erreichen. Infolgedessen kamen
mehr als 14 Menschen ums Leben.

Dies sind keine Einzelfälle sondern nur
die offensichtlichsten in einer Reihe ähnlicher
tödlicher Übergriffe, mit denen Migrant_innen
auf See im gesamten Mittelmeerraum kon-
frontiert sind. Doch wäre es zu diesen Todes-
fällen gekommen, wenn zivilgesellschaftliche

Akteure informiert gewesen wären und poli-
tischen Druck und Einfluss ausgeübt hätten,
und zwar vor und nicht erst nach diesen Ge-
schehnissen?

Wir können es nicht länger ertragen, hilf-
los zuzusehen, wie sich solche Tragödien wie-
derholen. Wir wollen mehr tun, als diese
Übergriffe nachträglich zu verurteilen.Wir
sind überzeugt, dass ein alternatives Alarm
Netzwerk, getragen von der Zivilgesellschaft
auf beiden Seiten des Mittelmeeres, eine Ver-
änderung bewirken kann.

Wir verfügen über kein Rettungsteam, wir
bieten keinen direkten Schutz. Wir wissen
um unsere begrenzten Möglichkeiten, wir wis-
sen um den provisorischen und prekären Cha-
rakter unserer Initiative. Wir wollen jedoch
unmittelbar Alarm schlagen, wenn Flüchtlinge
und Migrant_innen in Seenot geraten und
nicht unverzüglich gerettet werden. Wir wol-
len in Echtzeit dokumentieren und sofort
skandalisieren, wenn Boatpeople zu Op-
fern von „Push-Backs“ oder in Län-

der wie Libyen zurück-
geschoben werden, in
denen die Rechte von Mi-
grant_innen permanent verletzt
werden. Wir wollen mit politischem
Druck und öffentlicher Mobilisierung eingrei-
fen gegen das Unrecht, das sich tagtäglich
an den Außengrenzen der EU abspielt.

Wir wissen, dass solcher Druck wirksam
sein kann. Denn bereits seit Jahren werden
Einzelpersonen aktiv, sobald sie über fami-
liäre oder soziale Verbindungen Notrufe von
Migrant_innen auf See erhalten. Sie benach-
richtigen die Behörden und stellen sicher,
dass Rettungsmaßnahmen erfolgen. Wir wol-
len diese Ansätze aufgreifen und ihre politi-
sche Bedeutung zur Unterstützung der Rechte
der Migrant_innen auf Bewegungsfreiheit ver-
stärken.

Deshalb haben wir uns zum Ziel gesetzt,
ab dem 10. Oktober 2014 in enger Koopera-
tion mit dem Monitoring-Projekt Watch The
Med ein alternatives Alarmtelefon zu starten.
Es wird rund um die Uhr besetzt sein, mit ei-
nem multilingualen Team in Bereitschaft, ge-
tragen von Menschenrechtsaktivist_innen von
beiden Seiten des Mittelmeeres. Allen Betrof-

fenen in Seenot raten wir,
zuerst die offiziell verant-

wortlichen Rettungskräfte zu
alarmieren. Wir werden zudem

selbst die Küstenwachen anrufen, ihre
Handlungen verfolgen und ihnen deutlich
machen, dass wir informiert sind und sie
beobachten. Sollten sie nicht reagieren,
werden wir allen erdenklichen politischen
und öffentlichen Druck aufbauen, um sie
dazu zu zwingen. Wir werden Schiffskapi-
täne in der Nähe des Unglücksortes alar-
mieren wie auch internationale
Journalist_innen, wir informieren enga-
gierte Würdenträger_innen aller Konfessio-
nen und prominente Unterstützer_innen.
Wir nutzen die kritische Netzöffentlichkeit
für Just-in-Time-Kampagnen und rufen alle
auf, sich an der Entwicklung weiterer krea-

tiver Interventionsformen zu beteiligen.
Das Sterben-Lassen auf See, die Menschen-
rechtsverletzungen der EU Grenzschutz-
agentur Frontex und der Grenzpolizeien in
allen Teilen des Mittelmeeres müssen sofort
gestoppt werden. Wir brauchen ein zivil-
gesellschaftliches Netzwerk auf beiden Sei-
ten des Mittelmeeres, das politischen Druck
entfalten kann für das Leben und die Rechte
der Boatpeople, und wir wollen ein Teil da-
von sein. Ein solches alternatives Alarm-
Netzwerk wäre nur ein erster aber dringend
notwendiger Schritt auf dem Weg zu einem
euro-mediterranen Raum, der nicht von ei-
nem tödlichen Grenzregime geprägt ist son-
dern von Solidarität und dem Recht auf
Schutz und auf Bewegungsfreiheit.

Oktober 2014

Das Alarm Phone ist eine Initiative von 

Welcome to Europe  | Afrique Europe Interact  
borderline-europe  | No Borders Morocco

Forschungsgesellschaft Flucht und Migration  | Voix des Migrants 

UNTERSTÜTZER

Der Aufruf wird mittlerweile von
hunderten Organisationen und
Einzelpersonen aus über 20 Län-
dern unterstützt – insbesondere
in Afrika und Europa. Aus Bre-
men haben bislang folgende Or-
ganisationen und Gruppen den
Aufruf unterschrieben: 

MediNetz Bremen, Die Linke Bre-
men, NoLager Bremen, Bremer
Friedensforum, Flüchtlingsrat
Bremen, Stadtkommune Alla
Hopp, Flüchtlingsinitiative Bre-
men, FrauenLesben-Gruppe
f.l.o.p.s. und acompa Bremen. 

‚www.watchthemed.net

EIN JAHR NACH LAMPEDUSA:                                  WATCH THE MED-
AUFRUF FÜR EIN                                   ALARMPHONE
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FOTOS
1 Angehörige verschwundener

Bootsflüchtlinge fordern auf dem
Platz der Menschenrechte in
Tunis mehr Unterstützung sei-
tens der Behörden, 18.12.2011.
Foto: Leona Goldstein

2 Bei einer Gedenkkundgebung in
Palermo wurde am 5. Juli 2012
eine Liste mit den Namen von
20.000 Toten der Festung
Europa ausgerollt. Foto: Leona
Goldstein

3 Demonstration von ehemaligen
Bewohner_innen des tunesischen
Wüstenlagers Choucha bei der
Innenministerkonferenz in Osna-
brück im Dezember 2013. Die
deutschen Innenminister sind
nicht auf die Forderung einge-
gangen, weitere Flüchtlinge aus
Choucha aufzunehmen. Seitdem
sind viele mit dem Boot nach
Europa gekommen. Foto:
visual.rebellion

4 Vom 18. Mai bis 27. Juni 2014 sind
Flüchtlinge, Migrant_innen und
Papierlose aus verschiedenen
Ländern von Strassbourg nach
Brüssel marschiert, um für Bewe-
gungsfreiheit  zu demonstrieren.
Foto: Julia Lu Daiber


